
Textfestsettungen zum Bebauüngsplan 

Der Anwendungsbereich dieser Festsetzungen ist durch den zeichnerisch dargestellten 
Geltungsbereich des 

I 
Bebauungsplanes festgelegt . 

Die überbaubarel') Grundstücksflächen sind sowohl ,:turch Baugrenzen als auch 

durch Grund - und GeschofHlächenzahlen festgesetzt . Für das Maß der • bau -

liehe"! Nutzung ist die kleinste der beide11 Festsetzungen maßgebend . 

2 ) ~)i e Straßenfrontlänge muß mindes~ens ~c.oo m betragen. d~-~ 
Grundstü8.rl:sgröße ~edo~h mi ndestens looo qm (im 1Vliscb- ~ni 
Gewerbegebiet ) .. 

. . 

3 In der. ··:tt.chen des Mindes-;grenzabstande :.:; von 5 . oo m u. : n 
_den F:dchen, di e sich aus de~ Bebauung e rgeben, s i nd di ~ ~n > 14 (1) der Baunutzungsverordnung (Ba'.lrf.fO) g~nar..n~en Ne.·en­

an l agen u . Einrichtungen nich~ zuläs?ig. 

4 ) Es gilt die offene Bauwe i se nach§ 22 (1) Satz 2 BauNVO, 
d .h . s äm t1.-iche Gebäude müssen Abstand zu den seitlichen u. 
r ückwärtjgen Grundstücksgrenzen halten. J edoch i st der 
aeck~gJg~ eiche Anbau an seitliche oder rückwärtige Grund­
s·~ücks gren7.en für Doppel häuser u. eine Gebäudegruppe zu-
: ä ssig , wenn dies er gesichert ist. 

. . 
5 ) Der Grenzabs~and beträgt mindestens 5.oo m. Zus ä tzlicn 

gelten die Bestimmungen des § 2~ HBO . - . ' • • 

6 ) Im allgemeinen Wohngebi et (WA) sind Nebenanlagen im Sinne 
des§ 14 BauNVO nur erdgeschossig u. in einer Flächengröße 
von höchstens 30.00 m zulässig. Dächer sind flachgeneigt 
aus·zubilden oder der Dachgestaltung de s Hauptgebäudes 
anzugle i chen . 

7 ) Straßeneinfriedungen sind innerhalb eines Straßenzu ~es 
einheitlich anzulegen und zwar i m Gewerbegebiet ( GE) -
n i cht höher als 1 .50 m, i m allgemeinen Wohngebiet (WA J 
nicht höher als 1.20 m, j eweils gemessen von Gehsteig­
Oberkant e. Sockel h che n i cht·höher als o.3o m. Die Ein-· 
friedungen sind du rchs j chtig zu gestalten. Mauern sind 
nur auf der Baugrenze zulässig. Türe und Tore dürfen nicht 
in den Straßenraum aufschlagen. Seitl iche und rückwärt ige 
Einf riedungen dürfen n i cht höher a l s 1 . 50 m errichtet werden. 
Die an den Bahnkörper angrenzenden Grundstücke sind gegen 
diesen durch e i ne dauerhafte Einf'riedung so zu si.chern, 
daß ein Betreten der Gle i sanlagen verhindert wird. 
Im Mischgebie t (MI) u. allgemeinem Wohngebiet ~WA) s i nd 
nur Maschendrahtzäune zuläss~g. 



8) Im Einzelf all kann von der Zahl der Vollgeschosse eine 
Ausnahme zugel assen werden, wenn die Grundflächenzahl 
und diu Geschoßflächenza.hl nicht überschrit t en werden. 

9 ) Anl agen der Außenwerbung müs s en s ich der Architektur 
der Gebäude nach Umfang, Anordnung , Werkstoff , Farbe 
u. Gestaltung unterordnen . Eine regellose , willkürli c.t1e 
Häufung von Anlagen der Außenwerbung , s~wie die Verwen-

- dung der bei der Straßenverkehr.sxegelung Ublichen Farben~-­
u. Darstellungen u. überdimensionalen, bild.1 ichen T)a"'•· 
stellungen s i nd unzulässig. 
Die Verkehrssicherheit darf durch Werbeanlagen nich~ te­
ein·trä~htigt werden. 

Hinweise 
.. - ....... ~--­------

a) Anordnung' u . Umfang der Kfz.-Eins-tellplä~ze rich-ten sich 
nach den Bestimmungen der Rei chsgarage.nordnung ,RGaC) 
in der jeweils ~eltenden Fassung. Notwendige Einstell­
plä tze {Garagen) s ind :..m Bauantrag nachzuweisen •. 

- b) 

Im Gewerbegebie t ( GE) ·ist für je 2 Beschäftigte zusä~z-
1icb ein Einstellplatz vorzusehen. Zwischen Garagenge­
baucten u . Straßenbegrenzung ist e1n rv1indestabstand vor. 
5. oo m e 1.nzu!"~aJ. t en. 
Zufahrten zu den rückwärtigen J1auwerken müssen grad:inig 
verlaufen, befestigt~. vez~ehrssicher sein; s1.e sind 
ständig frejzuhalten. Lie Breite muß mindestens 1 .oc m 
betragen. ' . 

1( 



. . -
Gene'hm i gungsv erm~ rk e 

Bearbeitet i m Auftrag der ~) tad t Groß-Aune im durch das 
Architekturbüro A~3eume - H.Glintzer , 
6.15:_ Ostheim , Hinter dem ·:iurm 7 

Offenlegung des Bebauungsp: anes· mi -t, oegründ'üng gem . 
· § 2 Abs. 6 BBauG nach i\bst-:mmung mi "t den 
Bauleitplänen dei Nacnbargemeinden und 
Beteiligung der . Träger öffentlj cher Belange 
nach Bekan..i-i tmachung am •• l~ .• JLJlj • 1.9.6.9 ••• 

vom .fl-.J.uJi .. l~p~ •••• bis . ~2._;\u.9.-.1~§~ .• 

Beschlossen als Satzung gerr: . § l o ßJ3a.uG vor. der 
StadtverordnetenversarnmLung 

21. Nov. 1969 am .. ... ... ...... .. . 

SIEGEL 

De r Bilrgerme :... s ter 
-gez. _: K6immerer 

Genehmigt gem. § 11 BBauG durch den Reg.Präsidenten 
in Darms tadt 

Genehmigt. mit Vfg. vorn 28.Apr,l 1971 
Az. V /.3 - 61 d 04 / 01 

~ Darme,t~dt ,~ den 28. April 19 71 

SIEGEL • "Der 'Regierung spräE>ident 
lrn Auf hcilge 

9ez.: Unt: e r-5chrift 

,er ~en.ehmi gte Bebauur.6sp an ,\'urde gern. § J 2 BBau~ 
und ~ 5 Abs . 4 HGü i. ',i. mit ·: •• • lP.... der Hauptsa t z·1ng 
-1er Stadt Gro3-Auh1 rr. vo:n -~~ •• J~ .• 1<j7Q. 
in der Zeit vom • • 1 • •. ~ :.1.~7.7. • bis . • 1i. 7: .19. 7 .1. • 
öffentlich ausgelegt. ~enehm::.gung sowie Ort und ,Zeit der 
Aus legung wurden ortsilb:.ich durch • • l--J~t'~~~r. Ariz;~,g~r 
vom • • 1J. Ä·. 197.1. bis .... . 7 .... . . bek ann-tgemacht. 
Der Bebauungsplan is~ sami t am .1:zi .t'.i· .1f7J .. rechts verbind:ich 
geworden . 

srEGEL 
f.e v--·Bürgerme.i ster 

gcz.; K'ammerer 
1.. 


